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§ 1 Einleitung 

I . Der Anlaß zur Untersuchung: 
die Tarifverträge  zur Arbeitszeitverkürzung 1984 

Im Juni 1984 ging der Arbeitskampf zur Durchsetzung der Arbeitszeitver-
kürzung in der Metallindustrie zu Ende, indem der unter dem Doppelpräsidi-
um des ehemaligen Bundesministers und langjährigen Vorsitzenden der IG 
Bau-Steine-Erden Georg Leber und dem Konstanzer Universitätsprofessor 
Bernd Rüthers zustandegekommene Vermittlungsvorschlag1 angenommen 
wurde. Die nach dem prominenteren und stimmberechtigten Schlichter als 
„Leber-Kompromiß" bezeichneten Tarifverträge  legten allerdings die Arbeits-
zeit des einzelnen Arbeitnehmers nicht selbst abschließend fest, sondern 
sahen lediglich vor, daß die durchschnittliche betriebliche Wochenarbeitszeit 
38,5 Stunden zu betragen habe und daß die individuelle Arbeitszeit zwischen 
37 und 40 Stunden festzusetzen sei. Die damit mögliche Flexibilisierung und 
Anpassung der tariflichen Vorgaben an betriebliche Bedürfnisse sollte mittels 
Betriebsvereinbarung erfolgen. Für den Fall, daß Arbeitgeber und Betriebsrat 
sich nicht auf eine derartige Vereinbarung einigen konnten, sollte eine be-
triebliche Einigungsstelle bzw. eine tarifliche Schlichtungsstelle gemäß § 76 
Abs. 8 BetrVG durch einen Spruch entscheiden, der die Betriebsvereinbarung 
ersetzte. 

Dieses Vorgehen löste in der Arbeitsrechtswissenschaft  eine zum Teil 
heftige Diskussion aus2, in deren Verlauf sich kaum ein namhafter Wissen-
schaftler der Stimme enthielt und fast jeder zumindest in bezug auf Detail-
fragen zu einer anderen Bewertung gelangte. Auch nachdem der 1. Senat des 
Bundesarbeitsgerichts in seinem Beschluß vom 18.8.19873 eine höchstrich-

1 Abgedruckt in RdA 1984, S. 362 und NZA 1984, S. 79. 
2 Vgl. dazu nur den Streit in der Neuen Zeitschrift  für Arbeits- und Sozialrecht 

1984-1986: Richardis  NZA 1984, S. 387 ff.;  v. Hoyningen-Huene,  NZA 1985, S. 9 
ff.;  Hanau,  NZA 1985, S. 73 ff.;  v. Hoyningen-Huene,  NZA 1985, S. 169 f.; Löwisch, 
NZA 1985, S. 170 ff.;  Richardi,  NZA 1985, S. 172 ff.;  Kissel , NZA 1986, S. 73 ff.; 
Buchner,  NZA 1986, S. 377 ff.;  Brötzmann,  NZA 1986, S. 593 ff. 

3 BAG (18.8.1987) AP Nr. "23 zu § 77 BetrVG 1972. Zur Rechtsprechung der 
unteren Instanzen vgl. den Überblick bei Brunz,  NZA 1986, Beil. 2, S. 3 ff. 
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terliche Entscheidung herbeigeführt  hat und diese von anderen Senaten bestä-
tigt worden ist4, hält die Debatte noch an5. 

Einig ist man sich allenfalls, wenn die Besonderheiten in tatsächlicher 
Hinsicht beschrieben werden sollen6: Die Tarifpartner  haben neue Wege 
beschritten, weil sich die individuelle Arbeitszeit eines tarifgebundenen Ar-
beitnehmers nicht mehr wie bisher dem Tarifvertrag  unmittelbar entnehmen 
läßt. Statt dessen soll die Arbeitszeit des einzelnen innerhalb eines tariflichen 
Rahmens erst durch die tariflich vorgesehene betriebliche Regelung festgelegt 
werden. Die Tarifvertragsparteien  verzichten insoweit auf eine eigene Festle-
gung und überlassen die Regelung dem Arbeitgeber und dem Betriebsrat. 
Ihre eigene Regelung beschränkt sich auf gewisse Vorgaben, die den Rahmen 
abstecken, in dem andere tätig werden dürfen. 

Streitig sind die rechtliche Bewertung der entsprechenden Tarifnormen,  die 
Einordnung der aufgrund des Tarifvertrages  ergehenden betrieblichen Rege-
lungen und die Zulässigkeit einer Verlagerung der Entscheidungskompetenz 
in den Betrieb. 

1. Bewertung der Tarifnormen 

a) Schwierigkeiten bereitet zum ersten die Einordnung der Tarifvorschrif-
ten anhand des § 1 Abs. 1 TVG. Es ist zweifelhaft,  ob es sich bei der Tarif-
klausel, die lediglich einen Arbeitszeitrahmen vorgibt, um eine Inhaltsnorm 
im Sinne von § 1 Abs. 1 TVG handeln kann. Einerseits sind gewisse inhaltli-
che Fragen, wenn auch nicht in der üblichen Ausführlichkeit,  geregelt. Wenn 
sich auch die genaue Arbeitszeit dem Tarifvertrag  nicht für jeden Arbeitneh-
mer unmittelbar entnehmen läßt, so liegen doch zumindest die obere und 
untere Grenze seiner Arbeitszeit fest, und es ist durch den Tarifvertrag  be-
stimmt, wie die weitere Festsetzung erfolgen soll. Deshalb ist überwiegend 
das Vorliegen einer Inhaltsnorm bejaht worden7. Andererseits ermächtigt der 

4 BAG (2.12.1987) 5. Senat AP Nr. 53 und 54 zu § 1 FeiertagslohnzahlungsG und 
AP Nr. 76 zu § 1 LohnFG; BAG (7.7.1988) 8. Senat AP Nr. 22 und 23 zu § 11 
BUrlG. 

5 Vgl. beispielsweise Lücke,  ZRP 1991, S. 205 ff. 
6 Vgl. dazu BAG (18.8.1987) AP Nr. 23 zu § 77 BetrVG 1972 (unter II 1). 
7 LAG Schleswig-Holstein (27.8.1986) DB 1986, S. 2440; Brötzmann,  NZA 1986, 

S. 594; Buchner,  DB 1985, S. 917; v. Hoyningen-Huene,  NZA 1985, S. 14; Löwisch, 
NZA 1985, S. 171 und SAE 1988, S. 104; Ziepke,  Tarifvertrag  1984, § 2 Anm. 5 
(S. 14). 
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Tarifvertrag  Betriebsrat und Arbeitgeber zur Regelung durch Betriebsverein-
barung. Insoweit wird der Inhalt des Arbeitsverhältnisses durch den Tarifver-
trag gar nicht selbst geregelt. Deshalb könnte man sich auch auf den Stand-
punkt stellen, es liege noch nicht einmal eine Inhaltsnorm vor8. 

Weiter ist problematisch, ob statt einer Inhaltsnorm oder zusätzlich dazu 
eine Norm über betriebsverfassungsrechtliche  Fragen im Sinne von § 1 
Abs. 1 TVG gegeben ist. Einerseits regeln die Tarifpartner  Fragen der Be-
triebsverfassung,  wenn sie Befugnisse von Betriebsrat oder betrieblicher 
Einigungsstelle vorsehen. Das spricht dafür,  eine Betriebsverfassungsnorm  zu 
bejahen9. Andererseits gelten diese Normen gemäß § 3 Abs. 2 TVG in je-
dem Betrieb, sofern der Arbeitgeber tarifgebunden ist. Hätten die Tarifpartner 
die Arbeitszeit selbst festgelegt, könnte das nur über § 3 Abs. 1 TVG Wir-
kung für die beiderseits Tarifgebundenen haben. Daher wird behauptet, es 
könnte sich lediglich um eine reine Inhaltsnorm handeln10. Sollte die Norm 
gleichzeitig als Inhaltsnorm und als Betriebsverfassungsnorm  einzuordnen 
sein, stellt sich jedenfalls die Frage, wie derartige Doppelnormen zu behan-
deln sind11. Entweder die Inhaltswirkung ist besonders zu begründen oder 
trotz der inhaltlichen Bedeutung geht die Rechtsfolge des § 3 Abs. 2 TVG 
vor. 

Schließlich könnte man an das Vorliegen von Betriebsnormen im Sinne 
von § 1 Abs. 1 TVG denken12. Wenn darunter alle Normen zu verstehen 
sind, die nur für die gesamte Belegschaft einheitlich gelten können, müßte 
auch eine Vorgabe für die im gesamten Betrieb zu erreichende durchschnitt-
liche Arbeitszeit darunter fallen. Denn zur Berechnung des Betriebsdurch-
schnitts müssen denknotwendigerweise alle Arbeitnehmer einbezogen werden. 

b) Abgesehen von der Überprüfung  an § 1 Abs. 1 TVG stellt sich weiter-
hin die Frage, ob es sich bei einer derartigen Tarifklausel um eine Öffnungs-
klausel im Sinne von § 77 Abs. 3 Satz 2 BetrVG, um eine tarifliche Bestim-

8 Vor allem Richardi,  NZA 1984, S. 387, NZA 1988, S. 673 und ZfA 1990, 
S. 214. 

9 So BAG (18.8.1987) AP Nr. 23 zu § 77 BetrVG 1972 (unter III 2 b); LAG 
Schleswig-Holstein (27.8.1986) DB 1986, S. 2440; Hanau,  NZA 1985, S. 75; v. 
Hoyningen-Huene,  NZA 1985, S. 12; LinnenkohlIRauschenberg,  BB 1984, S. 2202; 
Ziepke,  BB 1985, S. 286. 

1 0 Vgl. beispielsweise Löwisch,  DB 1984, S. 2457 („Inhaltsnorm in einem betriebs-
verfassungsrechtlichen  Mantel"). 

1 1 Vgl. Spilger,  Betriebsverfassungsrecht,  S. 215 f. 
12 Richardi,  NZA 1984, S. 387 f.; Weyand,  AuR 1989, S. 197 f.; ablehnend Ziepke, 

BB 1985, S. 286. 

2 Bau mann 


